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Drucksache V/2815 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Bundesanstalt für das Transport- und Tarifwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes^ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

I. Die Errichtung der Anstalt 
§ 1 

(1) Zur Herstellung und Gewährleistung der Ord- 
nung im Tarifwesen für den Güterverkehr und für 
die Personenbeförderung innerhalb ihrer jeweiis 
verschiiedenen Zweige und jeweils im Verhältnis zu 
den anderen Verkehrsträgern wird eine Bundesan- 
stalt errichtet, die den Namen „Bundesanstalt für 
das Transport- und Tarifwesen" führt. 

(2) Der Aufbau der Bundesanstalt wird durch 
eine Satzung geregelt, soweit das nicht bereits in 
diesem Gesetz geschieht. Der Bundesminister für 
Verkehr erläßt die Satzung nach Anhörung des Ver- 
waltungsrats. 

(3) Die Bundesanstalt führt ein Dienstsiegel. Es 
zeigt den Bundesadler mit der Umschrift „Bundes- 
anstalt für das Transport- und Tarifwesen". 


11. Die Organe 

§ 2 

Organe der Bundesanstalt sind der Verwaltungs- 
rat und der Leiter. 


§ 3 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus . . . Mitglie- 
dern, und zwar aus 

Vertretern der Arbeitsgemeinschaft Güter- 
fernverkehr, 

Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Güternah- 
verkehr, 

Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Möbel- 
transport, 

Vertretern der Arbeitsgemeinschaft Spedition 
und Lagerei, 

Vertreter des Bundesverbandes der deutschen 
Binnenschiffahrt, 

Vertreter des Bundesverbandes des deutschen 
Personenverkehrsgewerbes e. V., 

Vertreter des Bundesverbandes Werkver- 
kehrs 'e. V., 

Vertreter der Deutschen Bundesbahn, 

Vertreter der Deutschen Bundespost, 

Vertreter des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages, 

Vertreter des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, 

Vertreter des Zentralausschusses der Deut- 
schen Landwirtschaft, 

Vertreter des Zentralverbandes des Hand- 
werks, 

Vertreter des Gesamtverbandes der Versiche- 
rungswirtschaft, 
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Vertretern der Gewerkschaften, 

Vertretern der obersten Landesverkehrsbe- 
hörden. 

Die Mitglieder werden vom Bundesminister für 
Verkehr auf Vorschlag der vorstehenden Gruppen 
ernannt, die Vertreter der obersten Landesverkehrs- 
behörden auf Vorschlag des Bundesrates. 

(2) Von jedem Vorschlagsberechtigten mit Aus- 
nahme der Deutschen Bundesbahn, der Deutschen 
Bundespost und der obersten Landesverkehrsbohör- 
den ist dem Bundesminister für Verkehr die do})- 
pelte Zahl voiv.uschlagen. 

(3) Die Mitglieder worden auf drei vlahre ernannt. 
Nach der ersten Ernennung scheidet jedes Jahr ein 
Drittel der Mitglieder aus. Die Ausscheidenden wer- 
den durch das Los bestimmt; sie können wioder- 
ernannt werden. 

(4) Die Mitglieder können jederzeit durch schrift- 
liche Erklärung gegenüber dem Bundesminister für 
Verkehr ihr Amt niederlegen. Verliert ein Mitglied 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
oder wird über sein Vermögen der Konkurs er- 
öffnet, so erlischt seine Mitgli(Klschaft. Die Mitglied- 
schaft erlischt ferner, wenn der Bundesminister für 
Verkehr feststellt, daß ein Mitglied nicht mehr der 
Gruppe angehört, die ihn vorgesch lagen hat. 

(5) Beim Ausscheiden eines Mitglieds während 
seiner Amtszeit wird sein Nachfolger für den Rest 
der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds eT- 
nannt. 

§ 4 

(1) Der Vcrwaltungsrat berät den Lcuter bei der 
Durchführung der Geschäfte. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt über 

1. die Geschäftsordnung des Verwcdtungsrats 
und des Leiters, 

2. die Dienstbezüge des Leiters und der 
leitenden Angestellten, 

3. den Haushaltsplan und den Jahresab- 
schluß, 

4. die Vorschläge zur Erhebung der Umlagen 
gemäß § 27, 

5. die Aufnahme von Krediten. 

(3) Der Verwaltungsrat kann zur Vorbeiaütung 
seiner Entscheidungen Ausschüsse bilden. Die Ge- 
schäftsführung in diesen Ausschüssen obliegt dem 
Leiter. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind zur 
Verschwiegenheit über die Angelegenheiten der 
Bundesanstalt verpflichtet. Sie sind an keinerlei Auf- 
träge oder Weisungen gebunden und haben ihr Amt 
nach bestem Wissen und Gewissen zu versehen. Sie 
sind auf Grund der Verordnung gegen Bestechung 
und Geheimnisverrat nichtbeamteter Personen in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) 
durch den Bundesminister für Verkehr zu verpflich- 
ten. 


§ 5 

(1) Der Verwaltungsrat faßt seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det der Vorsitzende. Zur Beschlußfassung ist die An- 
wesenheit von mindestens . . . Mitgliedern erforder- 
lich. 

(2) Der Verwaltungsrat wählt jährlich zu Beginn 
des Geschäftsjahres aus seiner Mitte einen Vorsit- 
zenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
Der Vorsitzende beruft die Sitzungen ein. Ordent- 
liche Sitzungen müssen mindestens einmal im Kalen- 
dervierteljahr stattfinden. Weitere Sitzungen müs- 
sen anberaumt werden, wenn ein Drittel der Mit- 
glieder des Verwaltungsrats oder der Leiter oder 
der Bundesminister für Verkehr es verlangt. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind 
ehrenamtlich tätig; sie erhalten angemessenen Er- 
satz ihrer Auslagen. 

§ 6 

(1) Der Leiter wird auf Vorschlag des Verwal- 
tungsrats vom Bundesminister für Verkehr ernannt 
und abberufen. 

(2) Der Leiter und alle Angestellten der Bundes- 
anstalt sind hauptberuflich tätig. Sie dürfen weder 
dem Verwaltungsrat noch einem Unternehmen des 
Transportgewerbes oder der Spedition angehören. 

§ 7 

Der Leiter führt die Geschäfte der Bundesanstalt. 
Er hat dem Verwaltungsrat monatlich über den 
Stand der Geschäfte zu berichten. 

§ 8 

(1) Der Leiter und die bei der Bundesanstalt 
Beschäftigten sind zur Verschwiegenheit über die 
Angelegenheiten der Bundesanstalt verpflichtet. § 4 
Abs. 4 Satz 3 findet Anwendung. 

(2) Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch 
gegenüber dem Verwaltungsrat und seinen Mitglie- 
dern hinsichtlich der Geschäftsvorgänge des einzel- 
nen Unternehmers. Die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung bleiben unberührt. 


III. Die Tarifbildung 

§ 9 

Bei der Bundesanstalt werden Tarifkommissionen 
gebildet für 

1. den Personenverkehr, 

2. den Straßengüterverkehr, 

— dieser umfaßt 

a) den allgemeinen Güterfernverkehr und 
den Bezirksgüterverkehr, 

b) den allgemeinen Güternahverkehr, 
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c) den Speditionsverkehr, 

d) den Möbelverkehr und 

e) den Werkverkehr — 

3. die Binnenschiffahrt, 

4. die Deutsche Bundesbahn, 

5. die Deutsche Bundespost. 

§ 10 

Die Tarifkommissionen haben ihren Sitz am Sitz 
der Bundesanstalt. 

§ 11 

(1) Der Bundesminister für Verkehr errichtet die 
Tarifkommissionen; er bestimmt ihre Zusammenset- 
zung und ihren Aufbau durch eine Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Die Tarifkommissionen geben sich Geschäfts- 
ordnungen, die der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Verkehr bedürfen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist berechtigt, 
an den Sitzungen der Tarifkommissionen teilzuneh- 
men oder sich vertreten zu lassen. 

§ 12 

(1) Die Tarifkommission für den Personenverkehr 
setzt sich aus Tarifsachverständigen der beteiligten 
Zweige des Personenverkehrs (Unternehmer) zu- 
sammen. Die anderen Tarifkommissionen bestehen 
jeweils aus zwei zahlenmäßig gleich starken Grup- 
pen von Tarifsauhverständigen der in § 9 Nr. 2 bis 5 
genannten Unternehmer und von Vertretern der 
Verlader. Bei der Bildung von An- und Ablauftari- 
fen für die Seehäfen ist ein Vertreter des Zentralver- j 
bandes der deutschen Seehafenbetriebe e. V. bei den 
in Betracht kommenden Tarifkommissionen zu betei- 
ligen Die Mitglieder der Gruppe der Unternehmer 
werden auf Vorschlag von Angehörigen oder Ver- 
bänden der beteiligten Gewerbezweige, die Mitglie- 
der der Gruppe der Verlader werden auf Vorschlag 
der Verbände der Industrie, des Handels, der Spedi- 
tion, des Handwerks und der Agrarwirtschaft vom 
Bundesminister für Verkehr auf die Dauer von drei 
Jahren berufen; das gleiche gilt für ihre Stellver- 
treter. 

(2) Für die Niederlegung des Amts eines Mit- 
glieds der Tarifkommissionen, das Erlöschen der 
Mitgliedschaft und das Ausscheiden eines Mitglieds 
während seiner Amtszeit ist § 3 Abs. 4 und 5 ent- 
sprechend anzuwenden; das gleiche gilt für die Stell- 
vertreter der Mitglieder. 

(3) Die Mitglieder der Tarifkommissionen sind 
ehrenamtlich tätig; sie sind nicht an Aufträge oder 
Weisungen gebunden. 

§ 13 

In der Tarifkommission beraten die Gruppe der 
Unternehmer und die Gruppe der Verlader gemein- 
sam. Bei Abstimmungen verfügt jede Gruppe über 
eine Stimme. 


j § 14 

! (1) Die Beschlüsse der Tarifkommission bedürfen 

i der Genehmigung des Bundesministers für Verkehr. 

, Er entscheidet über die Beschlüsse der Tarifkom- 
1 mission für die Deutsche Bundesbahn und derjeni- 
* gen für die Deutsche Bundespost nach Anhörung des 
Verwaltungsrats der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen, über die Beschlüsse 
j der anderen Tarifkommissionen im Benehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr soll, sofern 
er nicht vorher entscheidet, gegenüber der Tarif- 
kommission innerhalb von drei Wochen nach Ein- 
gang des Beschlusses sich äußern und innerhalb von 
i zwei Monaten nach Eingang des Beschlusses der 
; Tarifkommission über die Genehmigung entscheiden. 

§ 15 

(1) Kommt eine Einigung nicht zustande, zeigt die 
Bundesanstalt dies innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
nach der ergebnislos verlaufenen Sitzung dem Bun- 
desminister für Verkehr an. 

(2) Dieser kann die Beförderungsentgelte im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft fest- 
setzen. Die Zuständigkeit des Bundesministers der 
Finanzen nach § 14 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 


§ 16 

Die Vorschrift des § 15 Abs. 2 gilt auch, wenn 
Gründe des allgemeinen Wohls eine Festsetzung der 
Beförderungsentgelte erfordern oder eine Tarifkom- 
mission ein Beförderungsentgelt nicht beschließt. 


Der Bundesminister für Verkehr erläßt die von 
ihm nach diesen Vorschriften genehmigten oder fest- 
gesetzten Tarife durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates. Er kann Rechtsverord- 
nungen, die Beförderungsentgelte und alle anderen 
zur Bestimmung des Beförderungsentgelts notwendi- 
gen Angaben enthalten, aufheben, wenn das allge- 
meine Wohl es erfordert; er bedarf hierzu des Ein- 
vernehmens mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 
Soweit die Festsetzung eines Tarifs das Einverneh- 
men des Bundesministers der Finanzen erfordert, 
gilt das auch für die Aufhebung eines Tarifs. 


§ 18 

Jedes Unternehmen, das die Personen- oder 
Güterbeförderung gewerblich betreibt, kann einen 
Antrag auf Festsetzung oder Änderung eines Tarifs 
bei der Bundesanstalt stellen. Diese hat den Antrag 
dem Fachverband des Antragstellers zur Stellung- 
nahme innerhalb einer angemessenen Frist zuzulei- 
ten. Die zuständige Tarifkommission hat über den 
Antrag Beschluß zu fassen. 
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§ 19 

Die Beförderungsentgelte sind so festzusetzen, daß 

1. der Wirtschaft ein leistungsfähiges, wirtschaft- 
lich gesundes Transportwesen zur Verfügung 
steht, 

2. die Tarife vom Standpunkt des Verkehrsnut- 
zers angemessen sind, 

3. sich ein marktgerechter Wettbewerb zwischen 
den verschiedenen Verkehrsträgern vollzieht. 

§ 20 

(1) Die Beförderungsentgelte sind Festentgelte 
oder Margenentgelte. Bei Festsetzung von Margen- 
entgelten sind unbillige Benachteiligungen landwirt- 
schaftlidier und mittelständischer Wirtschaftskreise 
sowie wirtschaftlich schwacher oder verkehrsgün- 
stig gelegener Gebiete zu verhindern. 

(2) Ermässigungen des Beförderungsentgelts und 
andere Vergünstigungen, die nicht veröffentlicht 
worden sind und nicht unter gleichen Bedingungen 
jedermann zugute kommen, sind unzulässig. Unzu- 
lässig sind ferner Zahlungen oder andere Zuwendun- 
gen, die einer Umgehung des tarifmäßigen Beförde- 
rungsentgelts gleichkommen. 

(3) Die rechtliche Wirksamkeit des Beförderungs- 
vertrages wird durch tarifwidrige Abreden nicht 
berührt. Die Höhe des Beförderungsentgeltes und 
die Beförderungsbedingungen richten sich auch in 
diesen Fällen nach den Bestimmungen des Tarifs. 

§ 21 

(1) Ist Beförderungsentgelt unter Tarif berechnet, 
so hat der Unternehmer den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem tarifmäßigen und dem tatsächlich berech- 
neten Entgelt nachzufordern und erforderlichenfalls 
gerichtlich geltend zu machen und im Wege der 
Zwangsvollstreckung beizutreiben. Kommt der Un- 
ternehmer dieser Verpflichtung innerhalb einer von 
der Bundesanstalt festzusetzenden angemessenen 
Frist nicht nach, so geht die Forderung auf die Bun- 
desanstalt über, die das zuwenig berechnete Entgelt 
im eigenen Namen einzuziehen hat. 

(2) Ist Beförderungsentgelt über Tarif berechnet 
oder sind andere tarifwidrige Zahlungen oder Zu- 
wendungen geleistet, so muß der Leistende diese zu- 
rückfordern und erforderlichenfalls gerichtlich gel- 
tend machen und im Wege der Zwangsvollstreckung 
beitreiben. Kommt der Leistende dieser Verpflich- 
tung innerhalb einer von der Bundesanstalt festzu- 
setzenden angemessenen Frist nicht nach, so geht die 
Forderung auf die Bundesanstalt über, die das zuviel 
berechnete Entgelt im eigenen Namen einzuziehen 
hat. Bei Zuwendungen, die nicht in Geld bestehen, 
ist der dem Wert der Zuwendung entsprechende 
Geldbetrag einzuziehen. § 817 Satz 2 des Bürgerli- 
chen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

(3) Hat ein nach den Absätzen 1 oder 2 Forde- 
rungsberechtigter vorsätzlich gehandelt, so geht die 


Forderung in dem Zeitpunkt auf die Bundesanstalt 
über, in dem diese dem Schuldner den Übergang 
mitteilt, im Fall des Konkurses eines Forderungsbe- 
rechtigten jedoch nur, soweit die Forderung nicht 
zur Befriedigung der Gläubiger erforderlich ist. Tritt 
der Konkurs erst innerhalb von drei Monaten nach 
dem Forderungsübergang ein, so kann der Konkurs- 
verwalter verlangen, daß die Bundesanstalt einen 
entsprechenden Teil der Forderung oder, falls diese 
bereits eingezogen ist, des Erlöses auf ihn zurück- 
überträgt. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die Form, in der die nach Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2 Satz 1 Berechtigten die Einziehung 
nach- oder zurückzufordernder Geldbeträge nachzu- 
weisen haben. 


IV. Tarif Überwachung 

§ 22 

(1) Die Bundesanstalt hat dafür Sorge zu tragen, 
daß alle am Beförderungsvertrag Beteiligten, die 
ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Pflichten er- 
füllen, vor allem, daß die Tarife eingehalten wer- 
den. 

(2) Die Bundesanstalt hat festgestellte Zuwider- 
handlungen gegen die gesetzlichen Vorschriften un- 
verzüglich den zuständigen Behörden unter genauer 
Bekanntgabe des Tatbestandes zu melden. Die Ein- 
zelheiten werden durch allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften geregelt. 

§ 23 

(1) Zur Durchführung der Uberwachungsauf gaben 
hat die Bundesanstalt folgende Befugnisse: 

1. Sie kann durch Beauftragte die erforderlichen 
Ermittlungen anstellen, auch Einsicht in die 
Bücher und Geschäftspapiere aller am Beförde- 
rungsvertrag oder seiner Abrechnung und Prü- 
fung Beteiligten sowie der gesetzlich an den 
Tarif gebundenen Dritten und der Vermittler 
von Ladegut und Laderaum [§ 32 Güterkraft- 
verkehrsgesetz vom 17. Oktober 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 697), zuletzt geändert durch das 
Fünfte Gesetz zur Änderung des Güterkraft- 
verkehrsgesetzes vom 8. Juni 1964 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 345)] nehmen lassen. 

2. Sie und ihre Beauftragten können von den in 
Nummer 1 genannten Beteiligten und den in 
deren Geschäftsbetrieb tätigen Personen Aus- 
kunft über alle Tatsachen verlangen, die für die 
Durchführung der Überwachung von Bedeutung 
sind. Die Auskunft ist wahrheitsgemäß nach 
bestem Wissen und Gewissen zu erteilen. 

3. Ihre Beauftragten können Grundstücke und 
Räume der in Nummer 1 genannten Beteiligten 
betreten, um an Ort und Stelle innerhalb der 
üblichen Geschäfts- und Arbeitsstunden Ermitt- 
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hingen durchzuführen. Die in Nummer 2 ge- 
nannten Personen haben ihnen hierbei jede 
Auskunft und Nachweisung zu erteilen, deren 
sie bedürfen. 

4. Sie kann auch aunerhaib der Geschüftsräunie 
der Beteiligten, insbesondere auf Straßen, auf 
Autohöfen und an Tankstellen zur Kontrolle 
der Ladung und zur Prüfung der Begleitpapiere . 
Uberwachungsmaßnahmen durchführen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 Genannten und die 

in deren Gesciiäftsbetrieb tätigen Personen haben , 
den Beauftragten der Bundesanstalt bei der Durch- 
führung der Überwachungsmaßnahmen die erforder- 
lichen Hilfsmittel zu stellen und die nötigen Hilfs- , 
dienste zu leisten. | 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch Anwendung, ■ 
wenn die Personen- oder Güterbeförderung ohne 
Genehmigung betrieben wird. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr erläßt zur | 
Durchführung der der Bundesanstalt nach § 22 Abs. 1 ! 
übertragenen Aufgaben die erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften. 


§ 24 

Die Bundesanstalt kann die Durchführung der im ' 
Rahmen ihrer Uberwachungsaufgaben erforderlichen i 
Verwaltungsmaßnahmen nach den für die Durch- I 
Setzung von Verwaltungsmaßnahmen allgemein gel- | 
tenden Bestimmungen erzwingen. ’ 

I 

§ 25 j 

(1) Der Unternehmer hat der Bundesanstalt 

monatlich die für die Tarifüberwachung erforderli- 
chen Unterlagen vorzulegen. Die in der Vorlage ent- 
haltenen Erklärungen gelten als Steuererklärungen ■ 
im Sinne der Reichsabgabenordnung. | 

(2) Falls der Unternehmer eine Frachtenprüfstelle | 
mit der Vorlage der Unterlagen beauftragt, hat er I 
dies der Bundesanstalt mitzuteilen. Frachtenprüf- | 
stellen bedürfen der Zulassung durch die Bundes- I 
anstalt. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt die 

Einzelheiten des Verfahrens bei der Tarifüberwa- i 
chung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung I 
des Bundesrates. i 


V. Ergänzende Bestimmungen 

§ 26 : 

(1) Die Bundesanstalt hat statistisch die Kosten ^ 
aller Beförderungsleistungen der Personenbeförde- ; 
rung und des Güterverkehrs nach den Weisungen ^ 
des Bundesministers für Verkehr und im Rahmen j 
der für die Bundesstatistik geltenden Bestimmungen ; 
zu erfassen. 


(2) Die Einzelheiten des Verfahrens bestimmt der 
Bundesminister für Verkehr durch Rechtsvorordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates. 

§ 27 

(1) Die Kosten der Bundesanstalt sind durch Um- 
lagen zu decken. Die Höhe der Umlage wird bei den 
Unternehmern des Güterverkehrs nach der gefahre- 
nen Tonnage, bei den Unternehmern der Personen- 
beförderung nach den Bruttoeinnahmen bemessen. 

(2) Die Umlagen werden auf Vorschlag des Ver- 
waltungsrats von dem Bundesminister für Verkehr 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates festgesetzt. Sie können nach den Vorschrif- 
ten über die Beitreibung öffentlicher Abgaben ein- 
gezogen werden. 

(3) Bei der Festsetzung der Umlagen sind die der 
Bundesanstalt erwachsenden Kosten zugrunde zu 
legen. Überschüsse aus dem Geschäftsbetrieb sind 
zur Senkung der Umlagen für das nächste Rech- 
nungsjahr zu verwenden. 


§ 28 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 1 Nr. . . . 
des Wirtscüaftsstrafgesetzes vom 9. Juli 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 785), 
begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig dem Abschluß 
von Beförderungsverträgen in Abweichung von den 
gemäß §§ 17, 20 verbindlichen Bedingungen, Tarifen 
und Entgelten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 


Artikel II 

Die folgenden Gesetze werden entsprechend Arti- 
kel 1 geändert oder ergänzt: 

1. Das Güterkraftverkehrsgesetz vom 17. Oktober 

1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt geändert 
durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 8. Juni 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 345); 

2. das Gesetz über die y\ufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 317) in der Fassung 
des Gesetzes vom 6. Juli 1966 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 560) ; 

3. das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) in der Fassung des 
Gesetzes vom 1. August 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1161); 

4. das Gesetz über das Postwesen des Deutschen 
Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgesetzbl. 
S. 347) in der Fassung des Gesetzes vom 24. Juli 

1953 (Bundesgesetzbl. I S, 676); 
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5. das Personenbeförderungsgesetz vom 21. März 
1961 (Burdesgesetzbl. I S. 241) in der Fassung 
des Gesetzes vom 24. August 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 906). 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel IV 
Das Gesetz tritt am 


in Kraft. 


Bonn, den 3. April 1968 


Mischnick und Fraktion 



